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[bookmark: betreff][bookmark: _Hlk123996252]Telekommunikationslinie an der Straße mit Stationierung, Hausnummern o. ä.
Wiederherstellung des Straßengrundstücks nach § 129 Abs. 3, 4 TKG



Sehr geehrte Damen und Herren,

[bookmark: _Hlk123999912][bookmark: _Hlk123999983]hiermit erlasse ich für den oben genannten Wegebaulastträger (im Folgenden: Straßenbaubehörde) folgenden

Bescheid zur Wiederherstellung eines Straßengrundstücks
[bookmark: _Hlk124000032]
1. Benennung der Telekommunikationslinie
Ihr Unternehmen nutzt einen Verkehrsweg in Verwaltung der Straßenbaubehörde für eine öffentlichen Zwecken dienende Telekommunikationslinie, die näher bezeichnet ist durch
☐ anliegenden Antrag.
☐ anliegende Zustimmung.
☐ anliegende Bestandsdokumentation.
☐ ...............................

2. Angeordnete Maßnahme(n)
2.1 Schäden und Schadensbeseitigung
Durch die Errichtung der Telekommunikationslinie sind die folgenden Schäden an der Straße entstanden:

..............................
..............................
..............................

Hiermit wird angeordnet, diese Schäden nach den anerkannten Regeln der Technik zu beseitigen. Der Verkehrsweg ist nach den geltenden Regeln der Straßenbautechnik in den ursprünglichen oder einen gleichwertigen Zustand zu versetzen.
Die Schäden sind unverzüglich zu beseitigen, spätestens bis zum ...............................
☐ Es werden die folgenden konkreten Maßnahmen angeordnet:

..............................
..............................
..............................

2.2 Durchsetzung
☐ Die sofortige Vollziehung wird angeordnet.
☐ Bereits jetzt drohe ich die Anordnung einer Ersatzvornahme an.
☐ Bereits jetzt drohe ich die Anordnung eines Zwangsgeldes an in Höhe von ........... €.

3. Nebenbestimmungen
Es sind folgende Nebenbestimmungen zu beachten:

☐ ..............................
☐ ..............................
☐ ..............................

Dieser Bescheid steht unter dem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung weiterer Auflagen.

4. Kosten
Der Antragsteller hat die Kosten der oben genannten Arbeiten zu tragen. Eine Gebühr wird nicht erhoben.

5. Begründung
Zu 2.: Angeordnete Maßnahme
Der Verkehrsweg ist nach Beendigung der Arbeiten nach § 129 Abs. 3 S. 1 TKG vollständig wieder Instand zu setzen. Instandsetzung meint dabei die Wiederherstellung des Verkehrsweges nach den geltenden Regeln der Straßenbautechnik in den ursprünglichen oder einen gleichwertigen Zustand (s. Reichert in: Scheurle/Mayen, TKG, 3. Auflage 2018, § 71 TKG, Rn. 7 m. w. N.).

Diese unter 2. Bezeichneten Schäden sind nach dem Ergebnis der Prüfung der Straßenbaubehörde auf die Errichtung der unter 1. bezeichneten Telekommunikationslinie zurückzuführen. Diese Bewertung beruht auf folgenden Tatsachen:

..............................
..............................
..............................

Die Schäden sind zu beseitigen. Die angeordneten Maßnahmen dienen der Erfüllung dieser Verpflichtung.

Ansprüche aus § 129 Abs. 3 TKG verjähren nach § 135 TKG i. V. m. §§ 195, 199 Abs. 1 BGB in drei Jahren. Diese Frist beginnt nach § 199 Abs. 1 BGB aber erst mit dem Schluss des Jahres, in dem die Straßenbaubehörde Kenntnis von den anspruchsbegründenden Umständen und der Person des Schuldners erlangt hat. Die Verjährungsfrist ist nach § 199 Abs. 4 BGB auf höchstens zehn Jahre ab Entstehung des Anspruchs begrenzt. Diese Frist ist hier noch nicht abgelaufen.

Der Vorbehalt für etwaige Änderungen und Ergänzungen dient dazu, im Falle nicht ordnungsgemäßer Ausführung oder noch nicht bekannter Schäden geeignete Maßnahmen ergreifen zu können.

Wenn angeordnet:
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist geboten, da eine gegenwärtige Gefahr für die Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs bzw. die Integrität des Straßengrundstücks besteht. Die Prüfung der Verpflichtung des Wegenutzungsberechtigten hat hinter der Beseitigung dieser Gefahr zurückzustehen.

Wenn angeordnet:
Die Berechtigung zur Androhung einer Ersatzvornahme ergibt sich aus § 70 Abs. 1 NVwVG i. V. m. §§ 64 Abs. 1, 65 Abs. 1 Nr. 1, 66 Abs. 1 NPOG. Die angeordnete Maßnahme kann durch einen Dritten ausgeführt werden. 
Führt der Wegenutzungsberechtigte die Leistung nicht fristgerecht aus, ist eine ersatzweise Vornahme geboten, um die Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs sowie den Schutz des Straßengrundstücks sicherzustellen.

Wenn angeordnet:
Die Berechtigung zur Androhung eines Zwangsgeldes ergibt sich aus § 70 Abs. 1 NVwVG i. V. m. §§ 64 Abs. 1, 65 Abs. 1 Nr. 2, 67 Abs. 1 NPOG. Die angeordnete Maßnahme kann nicht durch einen Dritten ausgeführt werden, ohne erheblichen Mehraufwand oder das Risiko einer Beschädigung der verlegten Leitungen auszulösen.
Führt der Adressat die Leistung nicht fristgerecht aus, ist die Androhung eines Zwangsgelds geboten, um ihn zur Ausführung anzuhalten. Die angedrohte Höhe wurde unter Berücksichtigung der Bedeutung der Ausführung für Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs sowie den Schutz des Straßengrundstücks, der geschätzten Kosten einer Ausführung der Maßnahme sowie der finanziellen Leistungsfähigkeit des Adressaten festgelegt.

Zu 4.: Kosten
Die Kosten für Maßnahmen nach §§ 129 Abs. 3 TKG hat der Wegenutzungsberechtigte zu tragen. Verwaltungsgebühren fallen nicht an.

6. Anlagen
Die folgenden Anlagen sind Teil dieses Bescheides:
☐ Antrag
☐ Zustimmungsbescheid
☐ Bestandsdokumentation
☐ ..............................
☐ .............................. 
☐ ..............................

[bookmark: _Hlk124000330]Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Verwaltungsakt können Sie innerhalb eines Monats Klage erheben beim
☐ Verwaltungsgericht Braunschweig, Wilhelmstraße 55, 38100 Braunschweig.
☐ Verwaltungsgericht Göttingen, Berliner Straße 5, 37073 Göttingen.
☐ Verwaltungsgericht Hannover, Leonhardtstraße 15, 30175 Hannover.
☐ Verwaltungsgericht Lüneburg, Adolph-Kolping-Straße 16, 21337 Lüneburg.
☐ Verwaltungsgericht Oldenburg, Schloßplatz 10, 26122 Oldenburg.
☐ Verwaltungsgericht Osnabrück, Hakenstraße 15, 49074 Osnabrück.
☐ Verwaltungsgericht Stade, Am Sande 4a, 21682 Stade.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage

..............................
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